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XlI. G~setz.ge~W\gsperiode 
DER BUNDESMINISTER FÜR FINANZEN·\.Jien,26.Februar 1971 

Zl. 5189~Pr.2/1971 373/A.S. 

An die 

zu .·3lS" LJ. 
8, Marz1971 Präs. am % , ... 

Kanzlei des Präsidenten 
des Nationalrates 

Parlament 
1010 vI i e n 

Auf die Anfrage der Abgeordneten DDr.Neuner und Genossen vom 
3.Februar 1971, Nro385/J, betr •. Ausübung des Beschlr/erderechtes 

nach § 292 Bundesabgabenordnung durch den Präsidenten der Finanz­

landesdirektion für Wien, Niederösterreich und Burgenland,be­

ehre ich mich folgendes mitzuteilen: 

Es kann im angezeigten Falle keine Rede von einer Verletzung 

des Grundsatzes von Treu und Glauben sein wie auch das im Be­

schwerdefall ergangene Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes 

bestätigt. Die Einschränkung einer Berufung stellt eine Ver-· 

fahrenshandlung der Partei dar, die der behördlichen Genehmigung 

vreder bedarf noch fähig ist. Aus der rechtlich nicht gedeckten 
Konstruktion der "einvernehmlichen" Einschränkung einer Berufung 

können keine wie immer gearteten AnsprUche abgeleitet werden. 
D1e Anrufung des Verv,ral tungsgerichtshofes z'itrecks Prüfung einer 

für rechtswidrig erachteten EntscheidUl1g eines Berufungssenates 

di~ntder Durchsetzung des Legalitätsprinzips in der Abgabenver­

waltung und kann daher auf das Vertrauensverhältnis zwischen 

Steuerburger ~Uld Bundesfinanzverwaltung nicht von negativem Ein­

fluß sein. Der moderne Leistungsstaat bringt eine hohe Steuer­

belastung mit sich, die für den einzelnen nur erträglich ist, 

irfenn er darauf ver t rau e n kann, daß die Ver1t.ral tung im 
Rahmen des Möglichen auch alle anderen dem SteuergesetzUnter­

worfenen in gleicher' Weise erfaßt. 

Die Erhebung einer Beschvverde gegen die Entscheidung eines ~e-,. 

rufungsseriats wegen Rechtswidrigkeit ihres Inhaltes steht im 

pfl~chtgemäßen Ermessen der Präsidenten der Fih~nzlandesdirek­

tionen .. Das Vorliegen einer "offensichtlichen Fehlentscheidung ll 

'v"lird nicht gefordert. Ich bin daher nicht in der Lage, die ge­

forderte Einschränkung des Beschwerderechtes der Präsidel1tender 

Finanzlandesdirektionen anzuordnen. Eine solche Anordnung ergäbe, 
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daß alle rechtswidrigen Senatsentscheidungen, die nicht als 
"offensichtliche Fehlentscheidungen" qualifiziert werden können, .. 

der Kontrolle durch den Verwaltung13gerichtshofentzogen vIerden, 

soweit die Entscheidungen für die Berufungswerber günstig sind 
und aus diesem Grunde nicht mit Parteienbeschwerde angefochten 

. werdeno Auf die Bedeutung,' die der Präsidentenbeschvlerde im Lichte 

des § 2 des Organhaftpflichtgesetzes BGBloNro 181/1967 (Schaden- , 

abvlendungspflicht) zukommt, darf ich ergänzend hinweisen" 

Nach dem Verwal tungsgerichtshofgeset'z 1965 hat die Behörde, .der 
der angefochtene Beschei.d zuzurechnen ist, als belangte Behörde 

Parteistellung. Die Entscheidungen der als Kollegialorgane einge­
richteten Berufungssenate sind der betreffenden Finanzlandesdirek--
tion zuzurecrulen, daher ist diese und nicht der Berufungssenat 
belangte Behörde. Einzelnen Organen der belangten Behörde oder 
einzelnen l'1itgliedern von Kollegialorganen kom.mt ohne Rücksicht 
auf Art und Umfang ihrer Mitwirkung an der Erlassung·einesbe­
kämpften Bescheides keine Parteistellung zUo Es be.steht daher auch 
kein Recht auf Vertretung einer individuellen Rechtsauffassung \Tor 

dem Verwaltungsgerichtshof. Es ist ~omit - vorbehaltlich meines 
'Weisungsrechtes - ausschließlich Sache der belangten Finanzland2;f,'-__ 

direktion, ob sie bei Präsidentenbeschl,verden eine auf die A}(ten­

vorlage hinausgehende Teilnahme am Verfahren für zVleckmäßig :b.ält. 
Da die Präsidentenbeschwerden und die Venmltungsakten im Dienst;- ." 

weg vorzulegen sind, ist die Überprüfung durch das BundesministeI':i.u! 

für Finanzen und die 11öglichkei t gewährleistet, unbegründete Prä-­
sidentenbeschwerden nicht weiterzuleiten oder ihre Zurückziehung 

zu veranlassen. 

Abschließend darf ich darauf hinweisen, daß die Zahl der von 

Präsidenten der Finanzlandesdirektion.Wien erhobenen Beschwerden - ~ 

seit 1968 um mehr als 50 % abgenommen hat und daß die \'veitaus ÜbC:.2'-

wiegende Zahl der Präsidentenbeschwerden für den Präsid.enten posi­
tiv entschieden worden isto Präsidentenbeschwerden zugunsten der 
Steuerpflichtigen erscheinen überflüssig, da eine stets steigende 
Zahl von Klaglosstellungen in der Regel zugunsten des Steuerpflicb_-·­

tigenerfolgen. 
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